
Zur Erreichung dieser Ziele gibt es kein Rezept. Nur 
die Verbesserung der Tätigkeit der Kollegien im allge­
meinen kann nach und nach alle Verteidiger zu wahr­
haft sozialistischen Rechtsanwälten machen.

Dazu ist es in erster Linie notwendig, die strenge 
Einhaltung der Statuten zu gewährleisten, Klarheit 
über die Ziele der Kollegien zu schaffen, eine bessere 
ideologische und fachliche Erziehung der Mitglieder zu 
gewährleisten, zu einer klaren Ausarbeitung der Berufs­
pflichten der Rechtsanwälte zu kommen, die bisher noch 
nicht einmal in Angriff genommen wurde, und die 
Revisionstätigkeit der Vorstände zu verstärken.

Die Diskussion zu dem Referat brachte eine Fülle 
von Beispielen, denen insbesondere die anwesenden 
Vertreter des Ministeriums der Justiz, des General­
staatsanwalts und des Obersten Gerichts ihre Aufmerk­
samkeit widmeten. Viele Diskussionsredner kritisierten, 
daß ihnen selbst in Prozesssen von geringer Bedeutung 
die Möglichkeit verwehrt wurde, direkte Fragen an 
Angeklagte, Zeugen usw. zu richten. Erhebliche Kritik 
löste auch die bereits vom Referenten erwähnte Ge­
pflogenheit mancher Richter und Staatsanwälte aus, 
während der Hauptverhandlung in den Pausen mitein­
ander Besprechungen über den weiteren Gang des Ver­
fahrens zu führen. Es wurde bemerkt, daß hierdurch 
das Ansehen der Rechtsprechung gefährdet werde und 
das Plädoyer des Verteidigers häufig unberücksichtigt 
bliebe. In diesen Besprechungen kommt auch eine 
Nichtachtung der Schöffen zum Ausdruck.

Zum Abschluß der Diskussion erklärte Dr. Helm, 
daß er die offene Aussprache begrüße, und gab seiner 
Überzeugung Ausdruck, daß sie ein Zeichen der ständig 
wachsenden Bedeutung der Kollegien der Rechtsanwälte 
in der Deutschen Demokratischen Republik ist.

Der zweite Tag der Arbeitstagung war neben tech­
nischen Fragen insbesondere den Problemen der Ver-
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Das Schiedsgericht bei der Kammer für Außenhandel 
der Deutschen Demokratischen Republik ist eine relativ 
junge Institution. Daß es ein wirtschaftliches Bedürfnis 
befriedigt, zeigt sich aber darin, daß bereits eine erheb­
liche Anzahl von Streitfragen vor dem Schiedsgericht 
behandelt wurde. Vielfach war es seiner vermittelnden 
Tätigkeit zu verdanken, daß die Partner der Verträge 
sich einigten. Das Schiedsgericht hat jedoch auch Schieds­
sprüche gefällt, in denen neben tatsächlichen Umständen 
Rechtsfragen zu klären Waren, die von allgemeinem 
Interesse für den Außenhandel der DDR sind -und deren 
Entscheidung die Außenhandelsunternehmen der DDR 
beim Abschluß und bei der Erfüllung der Außenhandels­
verträge berücksichtigen sollten. Gleichzeitig sind diese 
Entscheidungen für alle Betriebe innerhalb der DDR 
von Bedeutung, die direkt oder unter Einschaltung des 
Außenhandelsunternehmens für den Export liefern.

Ausgangspunkt der Schiedsverfahren ist regelmäßig 
die Frage nach dem Recht, das der Entscheidung zu­
grunde liegt1). Diese Frage. wird vom internationalen 
Privatrecht der Deutschen Demokratischen Republik 
beantwortet. Nach ihm besteht für Schuldverhältnisse 
aus Verträgen grundsätzlich die Möglichkeit, das auf sie 
anzuwendende Recht durch Parteivereinbarung zu be­
stimmen (sog. Parteiautonomie). Eine solche Parteiver­
einbarung kann ausdrücklich oder auch stillschweigend 
erfolgen, z. B. durch Wahl bestimmter Formulierungen, 
die nur einem der in Frage kommenden Rechtssysteme 
entsprechen, unter Umständen durch die Sprache, in der 
die Vertragsurkunde abgefaßt wurde usw. Es ist klar, 
daß beim Fehlen einer a u s d r ü c k l i c h e n  Bestim­
mung des maßgebenden Rechts, des „Obligationsstatuts“, 
große Schwierigkeiten auftreten können, zumal das 
internationale Privatrecht der DDR keine ausdrück­
lichen Regeln darüber enthält, welches Recht auf einen

l) Im folgenden ist nur von Streitigkeiten die Rede, die 
zwischen Außenhandelsunternehmen der Deutschen Demokra­
tischen Republik und ihren Partnern im kapitalistischen Aus­
land entstanden sind. Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
beschrankt sich jedoch nicht auf die Entscheidung solcher 
Streitigkeiten.

besserung der Organisation der Anwaltschaft in der 
DDR gewidmet. Nach eingehender Aussprache, deren 
Bedeutung durch die Teilnahme des Ministers der 
Justiz, Dr. B e n j a m i n ,  unterstrichen wurde, wurde 
festgestellt, daß die Entwicklung der Kollegien der 
Rechtsanwälte noch nicht soweit gediehen ist, um den 
Wünschen mancher Kollegien nach der Bildung einer 
sog. Dachorganisation Rechnung zu tragen. Ein solches 
Unternehmen erfordere eine bessere Vorbereitung und 
insbesondere genauere Vorstellungen bei allen Beteilig­
ten. Der Minister der Justiz wies darauf hin, daß die 
Mitglieder der Kollegien sowohl zu den allgemeinen 
Problemen der Justiz als auch zu den speziell die 
Rechtsanwälte betreffenden Fragen bisher in den Fach­
zeitschriften keine Stellung genommen haben. Die 
„Neue Justiz“ hat bei der Veröffentlichung der Artikel 
von Leim1) und Feiler2) ein lautes Echo erwartet, bis 
jetzt ist jedoch alles still geblieben. Dies muß in Zu­
kunft anders werden.

Von den Beteiligten wurde unter Berücksichtigung 
aller vorgetragenen Erwägungen beschlossen, einen 
Arbeitsausschuß, bestehend aus sechs Mitgliedern, zu 
wählen, der sich mit einer Stellungnahme zur Hand­
habung der Strafprozeßordnung sowie mit den Fragen 
der Bildung einer Zentralen Revisionskommission be­
schäftigen soll.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die 
Tagung mit ihrer offenen, ernsthaften und lebendigen 
Diskussion aktueller Probleme des Rechtswesens in der 
DDR bei allen Beteiligten den Eindruck hinterlassen 
hat, daß die Kollegien der Rechtsanwälte immer besser 
die Aufgaben zu erfüllen beginnen, die ihnen in der 
Rechtsprechung der DDR zukommen.

») NJ 1956 s. aoo.
2) Die Aufgaben der Staatsanwälte bei Untersuchungen im 

Aufsichtsverfahren und deren Bedeutung für die Mitwirkung 
im Zivil- und im Arbeitsrechtsstreit (NJ 1956 S. 129, 171).
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Vertrag anzuwenden ist, wenn es an jeder Privatver­
einbarung über diese Frage fehlt2).

Ist jedoch die Zuständigkeit des Schiedsgerichts bei 
der Kammer für Außenhandel vereinbart, so 'haben 
die Parteien gleichzeitig weitgehende Klarheit über das 
Obligationssitatut des Vertrages erzielt, weil § 28 der 
Satzung des Schiedsgerichts bestimmt, daß vom Schieds­
gericht das Recht der DDR angewandt wird, „soweit 
sich aus der Sache nichts anderes ergibt“. Damit dürfte 
zugleich auch die Frage mach dem außerhalb des 
Schiedsgerichts auf den Vertrag anzuwendenden Recht 
-beantwortet sein.

Wie ist § 28 der Satzung aber zu verstehen? Zweifel­
los stellt die Bestimmung kein objektives Recht dar, 
sondern wird — wie alle anderen Bestimmungen der 
Satzung — nur auf Grund der Vereinbarung der Außen­
handelspartner über die Zuständigkeit des Schiedsge­
richts angewendet. § 28 der Satzung, der grundsätzlich 
das Recht der DDR für maßgebend erklärt, kann also 
selbst überhaupt nur wirksam werden, weil das inter­
nationale Privatrecht in der DDR von der Partei­
autonomie auf dem Gebiet des internationalen Obliga­
tionenrechts ausgeht. Die Satzung folgt damit a u s ­
d r ü c k l i c h  dem oft zitierten Grundsatz, daß beim 
Fehlen anderer Anhaltspunkte in der Vereinbarung 
eines Schiedsgerichts zugleich die Vereinbarung des am 
Sitz des Schiedsgerichts geltenden Zivilrechts3) zu 
sehen ist.

2) Hier wirkt das fehlende Interesse an einer klaren Rege­
lung des internationalen Schuldrechts im Kapitalismus naCh; 
vgl. dazu Wiemann, NJ 1955 S. 329 ff. Im Verhältnis der Länder 
des sozialistischen Lagers untereinander ist dieses Problem in 
der Zwischenzeit auf einer höheren Ebene — durch Verein­
barung direkter Normen — gelöst worden; vgl. darüber Wie­
mann, Staat und Recht 1954, Heft 6, S. 748 f.

3) Nur dieses allgemeine Zivilrecht kann in § 28 der Satzung 
gemeint sein, nicht etwa das internationale Privatrecht der 
DDR, da § 28 der Satzung sonst wohl nur etwas Selbstverständ­
liches enthielte. Schwierigkeiten würde bei einer solchen Aus­
legung auch die einschränkende Bestimmung bereiten: „. . . so­
weit sich aus der Sache nichts anderes ergibt“. Vielleicht 
könnte man daran denken, daß damit die Annahme der Rück- 
und Weiterverweisung vorgeschrieben werden sollte. Aber die
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